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mit einheimischen Rohstoffen hergestellt wird, das nach 
den bisherigen Erkenntnissen nur mit importierten Mate­
rialien hätte gefertigt werden können.

Zum Schutzumfang und zur Frage 
der Benutzung einer Erfindung

Voraussetzung für einen Vergütungsanspruch ist die Be­
nutzung der Erfindung. Für die Entscheidung darüber, ob 
die Erfindung benutzt wird, kommt es nicht selten auf die 
Bestimmung des Schutzumfangs an.

Das Oberste Gericht hat bereits im Jahre 1967 den 
Grundsatz ausgesprochen!7, daß das unter Schutz gestellt 
ist, was in den Patentansprüchen niedergelegt ist, wobei 
die Patentbeschreibung zur Auslegung herangezogen wer­
den kann. Daran wird in ständiger Rechtsprechung festge­
halten.

In der Praxis treten insbesondere dann Fragen auf, 
wenn die Erfindung in abgewandelter Form — zusammen 
mit anderen technischen Mitteln oder Verfahrensschritten 
bzw. unter Fortlassung einzelner Elemente — verwendet 
wird. Mit der Entscheidung vom 25. November 197518 
wurde eine Benutzungshandlung deshalb verneint, weil der 
Verklagte von drei erfindungswesentlichen Merkmalen nur 
zwei benutzt und das dritte durch eine andere technische 
Lösung ersetzt hatte. Im Urteil vom 27. Januar 197819 
wurde ausgesprochen, daß in den Schutzumfang eines Pa­
tents nicht eingegriffen wird, wenn einzelne an sich be­
kannte Elemente der geschützten Lösung — es handelte 
sich um Füllstandsanzeiger — zwar für die Vorrichtung der 
betreffenden Art, aber zur Erfüllung einer anderen Funk­
tion verwendet werden.

Die Frage, ob eine Erfindung benutzt wird oder nicht, 
ist jedoch nicht nur eine Frage des Schutzumfangs. Auch 
bei Klarheit über den Schutzumfang kann die Beurteilung, 
wer der Benutzer ist, dann schwierig werden, wenn die 
Erfindung nicht von einem Betrieb allein, sondern im Zu­
sammenwirken mehrerer Betriebe realisiert wird. Liegt 
ein solcher Sachverhalt vor, geht die Rechtsprechung des 
Obersten Gerichts davon aus, daß es nicht darauf an­
kommt, wer die erfindungswesentlichen Teile herstellt oder 
die erfindungswesentlichen Stufen eines Verfahrens durch­
führt bzw. welcher Betrieb in einem mehr oder weniger 
großen Umfang daran beteiligt ist. Als Benutzer wird in 
einem derartigen Fall vielmehr derjenige Betrieb festge- 
stellt, in dessen Auftrag andere Betriebe Teile der Erfin­
dung verwirklichen.20 1 11
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Bei anderen gelesen

Aushöhlung der Mieterrechte in der BRD

Im Rahmen des Abbaues von sozialen Leistungen und bisher 
gesetzlich garantierten Rechten stehen Mietrechtsfragen an 
der Spitze. Sie verunsichern nicht nur einen Großteil der Mie­
ter. sondern tragen auch direkt zur Senkung ihrer Kaufkraft 
und damit Verschlechterung ihrer Lebenslage bei. Nach der 
im Vermittlerausschuß und Bundestag beschlossenen Fehl­
belegungsabgabe und der Zinserhöhung soll nun eine weitere 
Verschlechterung durch sog. Zeitmietverträge eintreten.

Der Mieter muß sich bereits bei Abschluß des Mietvertra­
ges verpflichten, nach Ablauf einer bestimmten Zeit die Woh­
nung zu räumen. Den Termin hierzu bestimmt allein der Haus­
besitzer entweder direkt, d. h. durch Festlegung eines be­
stimmten Termins, oder indirekt durch Berufung auf bestimmte 
Tatsachen, z. B. Eigenbedarf, Renovierung oder Abriß des 
Hauses. Der Mieter kann dann nicht mehr bei Gericht unter 
Berufung auf die sog. Sozialklausel eine Verlängerung des 
Mietverhältnisses verlangen. Die Gerichte werden völlig aus­
geschaltet, denn schon bei Abschluß des Mietvertrages muß 
sich der Mieter der sofortigen Zwangsvollstreckung durch den 
Gerichtsvollzieher unterwerfen.

Worin bestehen die Verschlechterungen? Nach dem bishe­
rigen Mietrecht konnte bereits jeder Hausbesitzer bei nach­
weisbarem Eigenbedarf kündigen. Trotz vielen Mißbrauchs 
mit vorgetäuschtem Eigenbedarf bot die bisherige Rechtspre­
chung noch einen gewissen Schutz vor willkürlicher Kündigung, 
da der Hausbesitzer in einem Kündigungsprozeß den Eigen­
bedarf glaubhaft nachweisen mußte. Nach den jetzigen Vor­
stellungen der Bundestagsparteien soll der Eigenbedarf nicht 
mehr nachgewiesen werden, sondern allein die Berufung des 
Hausbesitzers auf den Eigenbedarf reicht für eine Kündigung 
zu einem bestimmten Zeitpunkt aus. Eine Kündigung zur Mo­
dernisierung ist absolut überflüssig, da bereits nach gelten­
dem Recht die Duldungspflicht des Mieters bei Modernisierung 
gesetzlich verankert ist. Eine Beendigung des Mietverhältnisses 
zur Modernisierung durch einen Zeitmietvertrag bedeutet den 
Hinauswurf des alten Mieters lediglich zu dem Zweck, um 
neue Mieter zu suchen, die bereit und auch finanziell in der 
Lage sind, eine gewaltig überhöhte Miete zu bezahlen.

Auf einer gemeinsamen Tagung des geschäftsführenden 
Bundesvorstandes des Deutschen Gewerkschaftsbundes und 
des Präsidiums des Deutschen Mieterbundes in Düsseldorf 
wurde festgestellt, daß die Aufweichung des sozialen Miet­
rechts durch sog. Zeitmietverträge ein ebenso untaugliches 
Mittel ist, den Wohnungsbau und die Beschäftigung zu bele­
ben, wie ein Mietanstieg auf breiter Front. Lockerungen beim 
Kündigungsschutz, wurde hier festgestellt, eröffnen den Ver­
mietern lediglich neue Mißbrauchsmöglichkeiten. Eine unge­
bremste Freigabe der Mieten trifft vor allem Normalverdiener 
und Einkommensschwache, die gerade in Ballungsgebieten 
durch Mieten und Energiekosten schon mit 25 Prozent und 
mehr ihres Nettoeinkommens belastet sind.

In den Vorschlägen der DKP „Für eine demokratische und 
soziale Wohnungspolitik im Interesse der arbeitenden Bevöl­
kerung" heißt es wie folgt: „Ein wirksames Kündigungsschutz­
gesetz muß für alle Wohnungen gelten und darf keine Mög­
lichkeit der Umgehung zulassen, auch nicht in dem Silin, daß 
die Mieter trotz Kündigungsschutz wegen dauernd steigender 
Mieten gezwungen sind, ihre Wohnungen zu verlassen. Ein 
wirksames Kündigungsschutzgesetz ist durch einen Muster­
mietvertrag zu ergänzen, an dessen Erarbeitung die Gewerk­
schaften und der Deutsche Mieterbund maßgeblich beteiligt 
sein müssen. Der Mustermietvertrag muß als gesetzlich ver­
bindlich erklärt werden."
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